Aufgaben und Organisationsprinzipien einer „Partei neuen Typs“

Leander L. Hollweg, 10. 8. 2004 

Für diesen neuen Organisationstyp wird, um überhaupt eine Bezeichnung dafür zu haben, der Begriff RAT vorgeschlagen. RAT steht als Abkürzung für „Rational Advisor Team“.

1.) Aufgabe:

Aufgabe des RATes ist die Teilnahme am Management der „res publica“, der öffentlichen Angelegenheiten: in Deutschland betrifft dies mehr als 50% des BIP !

Das Mandat für dieses Management will der RAT durch die Teilnahme an Wahlen zu den Parlamenten erlangen.

Diese anspruchsvolle Aufgabe erfordert ein Höchstmaß an Professionalität und sowie Personal, das neben fachlicher Qualifikation und Berufserfahrung über die entsprechende soziale Kompetenz dazu verfügt (Führungsfähigkeit, Kommunikationsfähigkeit, emotionale Intelligenz, Fremdsprachen etc.)

Der RAT ist anfänglich eine Organisation, die sich auf ein politisches Themenfeld konzentriert. In diesem Feld will der RAT hohe fachliche und praktische Kompetenz sowie soziale Verankerung erwerben. Bei Wahlen kandidiert der RAT nur mit diesem spezialisierten Themenangebot. (z.B. „RAT für Bildung“)
Der RAT wächst durch Vernetzung und schließlich durch Zusammenschluss mit ähnlichen professionellen RAT-Organisationen (für andere Themenfelder; z.B. „RAT für Aussen- und Sicherheitspolitik, „RAT für Wirtschaft und Arbeit“) zu einer umfassenden Konzeptpartei. 

Der Rat ist dem gerechten Ausgleich unterschiedlicher sozialer Interessen verpflichtet. 

(* Siehe hierzu den Vorschlag für die Etablierung eines rationalen politischen Zielsystems; Dokument folgt) 

2.) Voraussetzungen für die Mitgliedschaft

Bewußte Selektion bei der Auswahl neuer Mitglieder nach klarem Regelwerk (Kriterien, z.B. schriftliche Bewerbung) oder mindestens nach Kooptationsprinzip! 

Von Anfang an Personalentwicklungsplanung für ausnahmslos jedes Mitglied der Organisation im Sinne von konkreten Zielvereinbarungen und verpflichtender Teilnahme an individuell bestimmten Qualifizierungsangeboten der Organisation. Zur Erfüllung der Entwicklungspläne gehört auch die praktische, aktive Teilnahme an politischen Aktionen oder die Tätigkeit als Trainer für Maßnahmen der internen Qualifizierung.

Mitglieder müssen akzeptieren, dass nur legitimierte Sprecher der Organisation Statements gegenüber den Medien abgeben dürfen. Verstöße gegen dieses Prinzip sind ein Ausschlussgrund. 

Der Rat kann Vorfeldorganisationen gründen oder unterstützen, die der Rekrutierung neuer Mitglieder dienen und in denen insbesondere jungen Menschen grundlegende politische Kenntnisse, Werthaltungen und Qualifikationen vermittelt werden. 

3.) Interne Organisation

Anlehnung an die bewährten Strukturen von Aktiengesellschaften:

Vorstandsmitglieder sind bezahlte Vollzeitangestellte der Organisation. Ihre Vorstandsverträge sind bis zur nächsten internen Wahl befristetet. 

Der Vorstand bestimmt die politischen Prioritäten der Organisation im Sinne von zentralen politischen Kampagnen, die etwa die Hälfte des jährlichen politischen Organisationslebens ausmachen. Außerdem gehören zu seinen Aufgaben:

-     
die Organisation der Wahlkampagnen

-     
die Rekrutierung neuer Mitglieder 

-
die interne Personalentwicklung und                       

Bildungsarbeit: die Organisation entwickelt eine systematische Bildungs- und Qualifizierungsarbeit für Ihre Mitglieder

-

die programmatische Meinungsbildung
     der Partei (nicht: Entscheidungsfin-
     dung ( siehe Abgeordnete)

Ein „Ältestenrat“ i. S. eines Aufsichtsrates wacht mit Sanktionsgewalt über die Einhaltung der Prinzipien innerparteilicher Demokratie (interne Meinungsfreiheit und Freiheit zur internen Fraktionierung; fairer Meinungswettkampf) und kontrolliert die Zielerreichung der Organisation (Einhaltung von Beschlüssen etc.; Bekämpfung von Korruption und Unterwanderung; Bewertung des politischen Erfolges; Festlegung der Vorstandsgehälter; ggf. Recht zur Abberufung von Vorständen; Genehmigung der Rechenschaftsberichte.) Eine wesentliche Aufgabe des AR ist die Personalentwicklungsplanung für die oberste Führungskräfteebene.

Mitglieder des AR haben eine Amtszeit von 5 Jahren und verzichten während dieser Zeit auf andere Partei- und Wahlämter. Mitglieder des AR sind ehrenamtlich tätig, erhalten aber eine pauschalierte Aufwandsvergütung in ähnlicher Größenordnung wie Aufsichtsräte von Unternehmen.

Delegierte zu Parteitagen oder Kandidaten für ein öffentliches Wahlamt können nur Mitglieder werden, die vereinbarte Milestones der Personalentwicklung erfüllt haben.

Abgeordnete in Parlamenten sind einerseits  - gemäß ihrer verfassungsmäßigen Stellung - freie, nur ihrem Gewissen unterworfene Vertreter des Volkes. Sie haben andererseits den Status eines reinen Angestellten der Organisation. Dies kommt darin zum Ausdruck, dass ihnen die Organisation neben den staatlichen Abgeordnetenbezügen mindestens den gleichen Betrag als Parteigehalt bezahlt. Bei Verstößen gegen die Organisationsdisziplin (z.B. -siehe oben- nicht legitimierte Stellungnahme gegenüber Medien; von der Fraktion abweichendes Abstimmungsverhalten) können sie diesen Partei-Gehaltsbestandteil ganz oder in Teilen verlieren. 

Das Organisationsgehalt der Abgeordneten enthält eine Erfolgskomponente, die sich an quantifizierbaren Kennziffern für den politischen Erfolg orientiert. 

Sofern der RAT Abgeordnete in Parlamente entsendet, sind ausschließlich diese Abgeordneten und Fraktionen für die verbindliche politische Entscheidungsfindung der Organisation zuständig. Dies betrifft insbesondere die aktuelle Gesetzgebungsarbeit. 

Der Rat tritt in den Wettbewerb um das beste politische Personal ein. Der Wechsel von Mitgliedern zwischen verschiedenen, in Wahlen konkurrierenden Parteien neuen Typs wird als etwas Selbstverständliches betrachtet, vergleichbar mit dem Wechsel von Mitarbeitern von einem Unternehmen zum anderen. Wie Unternehmen dies auch tun wird sich ein RAT andererseits um die Bindung qualifizierter Mitarbeiter besonders bemühen. 

Der Rat veröffentlicht politische Rechenschaftsberichte (vergleichbar einem Geschäftsbericht), zu in dem auch Human Capital Bilanzen gehören. Die Rechenschaftsberichte sollen ein hohes Maß finanzieller Transparenz ermöglichen. Dazu gehört auch die Veröffentlichung von Vorstands- und Abgeordnetenbezügen.

Die Mitglieder des RATs haben geschützten Zugriff auf ein Intranet der Organisation. 

Es folgen:

Grundzüge eines Systems zur rationalen politischen Zielbestimmung und Erfolgskontrolle für die „Deutschland AG“

Abriss einer politischen Theorie der „Parteien neuen Typs“ im Übergang von der Industrie- zur Wissensgesellschaft

